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So geht es nicht weiter. Der Ge-
danke kam SVP-Politikerin Mar-
tina Bircher auf einem Ausflug
mit ihremSohn James-Henryund
dessen Kindergarten-Gspäändli.
Die beiden Buben, fünf und sechs
Jahre alt, sassen auf derRückbank
ihres Autos. «Plötzlich zog der
Freund meines Juniors ein Han-
dyaus demRucksack und begann
zu gamen», berichtet Bircher.Of-
fenbarhatte dieMutter demKind
das Smartphone fürNotfällemit-
gegeben.

Die 41-Jährige ist nicht bekannt
dafür, langezu fackeln.«Hardline-
rin» nennt man sie seit Beginn
ihrer politischen Karriere. Seit
Januar ist Martina Bircher als
Bildungsdirektorin Teil der Aar-
gauer Regierung, nach nurweni-
gen Monaten im Amt machte sie
den Schülerinnen und Schülern
die gleiche Ansage wie damals
demBub auf demRücksitz: «Hier
wird kein Handy gebraucht.»

Ab August gilt an allen Aar-
gauer Schulen ein Verbot wäh-
rend des Unterrichts, in den Pau-
sen und an schulischenAnlässen.
Rückmeldungen von Lehrerin-
nen und Schulleitern hätten sie
in dem Entscheid bestärkt, sagt
Bircher.

Eine ganze Reihe von Kan-
tonen zieht im neuen Schuljahr
in der Smartphone-Frage die
Schrauben an.

Nidwalden etwa, dessen Bil-
dungsdirektor Res Schmid (SVP)
sagt: «In den Schulen, die schon
umgestellt haben, reden die Kin-
der in der Pause plötzlichwieder
miteinander, statt auf ihren Fens-
terchen rumzudrücken.» Oder
das Wallis, wo Bildungsdirek-
tor Christophe Darbellay (Mitte)
besorgniserregende Lern- und
Leseschwierigkeiten diagnosti-
ziert. Der Bund prüft derweil,
ob unter 16-Jährigen der Zugang
zu Social-Media-Plattformenwie
Instagramverbotenwerden soll –
so, wie es Australien bereits be-
schlossen hat.

Woher kommt die Überzeu-
gung, dass die Kinder vor den
Einflüssen des Smartphones ge-
schütztwerdenmüssen – und ist
sie richtig?

1 «Generation Angst»
in der Schweiz
EinName,der in derDebatte über
Kinder und Handys früher oder
später immer auftaucht, ist Jo-
nathan Haidt. Der US-amerika-
nische Sozialpsychologe hat mit
«TheAnxious Generation» (deut-
scher Titel «Generation Angst»)
einen Bestseller geschrieben, der
auch hierzulandevieleMenschen
ins Grübeln gebracht hat.

Haidt stellt fest, dass gleichzei-
tigmit demSiegeszugvon Smart-
phones die Raten von Angststö-
rungen und Depressionen bei
Jugendlichen in vielen Ländern
stark angestiegen sind.Erwill be-
legen, dass die beiden Entwick-
lungen nicht zufällig korrelie-
ren, sondern in einem direkten
Zusammenhang stehen.

Haidt schreibt, Social-Media-
Apps seienvorsätzlich so designt,
dass es schwierig sei,wieder von
ihnen loszukommen. Die Folgen
reichten von Aufmerksamkeits-
problemenüberSchlafmangel bis
hin zu einer drastischen Reduk-
tion sozialer Kontakte. Das alles

wirke sich direkt auf dieHirnent-
wicklung junger Menschen aus.

Viele, die sich für ein Smart-
phoneverbot an Schulen aus-
sprechen, stützen sich auf Haidt
oder sein deutsches Pendant,
den Hirnforscher und Buchau-
torManfred Spitzer («Die Smart-
phone-Epidemie»).

Die grüne Baselbieter Stände-
rätinMaya Graf hat die Diskussi-
on über ein Social-Media-Verbot
für unter 16-Jährige auf Bundes-
ebene angestossen. Sie verweist
in ihrem Postulat ebenfalls auf
die beiden Experten und sagt:
«Es ist wie beim Alkohol: Wenn
wir merken, dass eine Substanz
– oder in dem Fall: eine Tech-
nologie – Kindern und Jugend
lichen schadet, habenwir als Ge-
sellschaft die Verpflichtung, sie
zu schützen.»

Eine Altersbeschränkung des
Social-Media-Zugangs und Han-
dyverbote an Schulen wären aus
Sicht der Politikerin sinnvolle
Schritte. Zudemmüssten auch die
Betreiber der Social-Media-Platt-
formen stärker in die Pflicht ge-
nommenwerden.

DasParlamenthatGrafsPostu-
lat im Frühling überwiesen, der
Bundesrat muss innert zwei Jah-
ren einen Bericht dazu vorlegen.
Die zuständige Innenministerin
Elisabeth Baume-Schneider (SP)
signalisierte, dass der Bundes-
rat die Problematik sehr ernst
nimmt.

2 Ein föderales Lauffeuer
In derSchweiz gibt es kaumeinen
Kanton, der sich nicht in der ei-
nen oder anderenWeisemit dem
Thema befasst. Inmehreren kan-
tonalen Parlamenten sind Vor-
stösse dazu hängig. Dabei fällt
auf, dass die Debatte nicht ent-
lang der Parteigrenzen verläuft.

Im Kanton Zugwaren es Poli-
tikerinnen undPolitikervon ganz
links bis ganz rechts, die Anfang
Juli eine Änderung des Schul-
gesetzes verlangten, um damit
Handyverbote zu ermöglichen
(sie stützten sich dabei auf Jona-
than Haidt). Im Thurgau befasst
sich eine Interpellation aus SVP-
Kreisen mit einem möglichen
Handyverbot an der Volksschule
(auch da kommt Haidt vor). Das
Schwyzer Kantonsparlament hat
unlängst eine ähnliche Forderung
aus der SP verworfen.

Eine Anfrage bei allen 26 Bil-
dungsdirektionen zeigt: Die Dy-
namik in dem Thema ist hoch.
Während Nidwalden, der Aar-
gau, das Wallis und Neuenburg
ihre Verbote auf das kommende
Schuljahr in Kraft setzen, gibt es
in der lateinischen Schweiz Kan-
tone, die den Entscheid schon
früher gefällt hatten – ohne grös-
seres Medienecho.

In der Waadt und im Tessin
darf das Handy in der obligato-
rischen Schule schon heute nicht
benutzt werden. Freiburg regelt
neu in einer Verordnung, unter
welchen Bedingungen elektro-
nische Geräte bei einemVerstoss
beschlagnahmt werden dürfen.

Andere Kantonewie Bern, Ba-
sel, Zürich undLuzern stellen sich
auf den Standpunkt, ein Verbot
sei nicht nötig, weil die Schulen
oder die Gemeinden den Han-
dygebrauch eigenständig regel-
ten. «Ein kantonalesVerbotwäre
reine Symbolpolitik», finden die
Verantwortlichen in Uri.

3 «Moralische Panik»
Eine pointierte Meinung zur
Smartphone-Frage hat Philippe
Wampfler. Der Lehrer, der sich
in bildungspolitischen Debatten
immer wieder zu Wort meldet,
hat in einem Blog Argumente
zusammengetragen, die aus sei-
ner Sicht gegen ein schulisches
Handyverbot sprechen. Er or-
tet eine «moralische Panik», die
durch das Buch von Jonathan
Haidt befeuert worden sei.

Natürlich müssten die Schu-
len gewisse Regeln aufstellen.
Doch: «Die Vorstellung, Jugend
lichewürden ganz anders undviel
verkehrtermit Smartphones um-

gehen als Erwachsene, ist zutiefst
adultistisch und problematisch.»
Unter Adultismus versteht man
die Diskriminierung jungerMen-
schen durch Erwachsene.

Wampfler findet, es sei ein-
fach, auf politischemWegHandy-
Verbote zu fordern – die Jugend-
lichen hätten schliesslich kaum
eine Lobby.Andere Schrittewären
aus seiner Sicht weitaus wirksa-
mer gegen die Probleme imNetz.
Darunter etwa ein Verbot für Di-
gitalkonzerne,Werbung an unter
18-Jährige auszuspielen.

Andere Kritiker sehen in einem
Smartphone-Verbot gar eineVer-
letzung derGrundrechte vonKin-

dern. Aufgrund der lautstarken
Diskussion sah sich derDachver-
band derLehrerinnen und Lehrer
Schweiz (LCH) bereits vergange-
nes Jahr veranlasst, ein Fakten-
blatt zu verfassen. Darin plädiert
er gegen ein generelles Smart-
phone-Verbot an Schulen. Ge-
meinsam erarbeitete Regeln sei-
en zielführender.

LCH-PräsidentinDagmarRös-
ler sagt, jede Schule habe ihre Ei-
genarten.Eine lasse dasHandy in
derPause zu,weilman amSchul-
kiosk perTwint zahlen könne, an-
dernorts sei das nicht nötig.

Laut der obersten Lehrerin
wird in derDebatte aber auchvie-

les vermischt. «Wogegenwir uns
wehren, ist ein Mitnahmeverbot.
Müssten Jugendliche das Handy
ganz zu Hause lassen, wäre dies
unverhältnismässig.» Bisher ist
allerdings kein Kanton bekannt,
der dies so handhabt.

Dagmar Rösler sagt, persön-
lich finde sie es gut, wenn das
Handy von Beginn bis Ende
des Unterrichts eingeschlossen
werde. Ein Problem sind nach
ihrer Erfahrung Smartwatches,
mit denen die Eltern ihre Kin-
der teilweise sogar während des
Unterrichts kontaktieren. Die
Ablenkung durch die kleinen
Geräte sei enorm.

Wie sich ein Smartphone-Verbot an den
Der Kampf um unsere Aufmerksamkeit (3) Immer mehr Kantone verbannen Handys aus Klassenzimmern und von Pausenplätzen.
Und auch ein Social-Media-Verbot für unter 16-Jährige steht zur Debatte. Wie es dazu kam – und was das bringt.
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Die Post steht vor enormen Her-
ausforderungen.Digitalisierung
und verändertes Nutzerverhal-
ten bedrohen ihr traditionelles
Geschäftsmodell. In einem aktu-
ellen Positionspapier fordert die
liberale DenkfabrikAvenir Suisse
deshalb eine grundlegende Mo-
dernisierung des Service public.

Das Ziel müsse die finanzielle
Tragfähigkeit und gesellschaftli-
che Relevanz der Grundversor-
gung sein – ein «Service au pu-
blic» statt eines teuren «Service
sans public». Dabei helfe «we-
der die Flucht ins Digitale noch
Nostalgie». Avenir Suisse hat
die Analyse am Montagmorgen
veröffentlicht.

2030 erhält eine Person nur
noch 100 Briefe pro Jahr
Die veränderten Kundenbedürf-
nisse machen sich vor allem bei
der Briefpost bemerkbar: 2030
werden die Schweizerinnen und
Schweizer schätzungsweise nur
noch 100 Briefe pro Jahr erhal-
ten, also zwei proWoche – dafür
mehr Pakete. Der Post schwebt
ein hybrides Vorgehen vor: phy-
sische und digitale Kommuni-
kation gleichzeitig, mit laufen-
derAnpassung an die Nachfrage.

ImAusland nehmen die Brief-
mengen ebenfalls ab: Die däni-
sche Post stellt deswegen die
Briefzustellung Ende Jahr voll-
ständig ein. Als Alternative wird
der elektronische Briefkasten
dienen. Das Gesetz schreibt vor,
dass alle Einwohnerinnen und
Einwohner im Alter über 15 und
alle Firmen auf diese Weise er-
reichbar seinmüssen. DennVer-

waltungen wickeln ihren Brief-
verkehrmit den Bürgern und der
Wirtschaft nur noch digital ab.

Norwegen seinerseits plant,
dass der Postbote nur noch ein-
mal wöchentlich Briefe zustellt.

Avenir Suisse schlägt eineVer-
schlankung der Grundversor-
gung vor: Eine tägliche Zustel-
lung der Briefpost hält die Denk-
fabrik in Zukunft für unnötig.
Ab 2030 soll die B-Post zum
Standard werden. Das Restmo-
nopol der Post auf Kleinbriefe
soll fallen.

Das defizitäre Filialnetz
soll verschlankt werden
Der Paketmarkt ist laut Avenir
Suisse bereits wettbewerbsin-
tensiv. Da private Anbieter wie
DPD, Planzer und DHL eine lan-
desweiteAbdeckung bieten, hält
die Denkfabrik staatlicheVorga-
ben ab 2030 für überflüssig.

Das defizitäre Filialnetz soll
verschlankt werden. Die Eidge-
nossenschaft als Hauptaktionär
soll Vorgaben zur Erreichbar-
keit lockern und feste Vorgaben
zur Anzahl Filialen in den Städ-
ten streichen.

Die Zeitungszustellung in der
Schweiz ist mit 390 Millionen
Franken Verlust in fünf Jahren
defizitär. Avenir Suisse fordert,
die Zustellpflicht bis 12.30 Uhr
aufzuheben und die Zustellung
gedruckter Zeitungen ab 2035
aus der Grundversorgung zu
nehmen, da bis zu diesem Zeit-
punkt digitale Angebote domi-
nieren.

Jon Mettler

Zwei Briefe proWoche: Ist
das die Zukunft der Post?
Debatte Avenir Suisse fordert eine radikale
Modernisierung der Grundversorgung.

Briefmenge in der Schweiz ist seit 2003 rückläufig

Lesebeispiel: 2024 beförderte die Post 1,556 Milliarden Briefe und
180 Millionen Pakete

2000 2005 2010 2015 2020
0,0

1,0

2,0

3,0 Mrd.

1,5561,556

0,1800,180

Briefpost Pakete

Grafik: met / Quelle: Bundesamt für Statistik

Standortwechsel Die Basler Ten-
nislegende Roger Federer ver-
lässt mit seiner Firmengruppe
den Heimatkanton Basel-Land-
schaft undverschiebt denHaupt-
sitz der Tenro AG von Bottmin-
gen ins steuergünstigeWollerau
im Kanton Schwyz, wie CH Me-
dia berichtete.

Der offizielle Wohnsitz des
Milliardärs ist seit einigen Jah-
ren in Graubünden, während
auf seinem neuen Grundstück
in Kempraten in der Gemeinde
Rapperswil-Jona SG weiterhin
gebaut wird. Seit fünf Jahren
entstehen auf dem 16’000 Qua-
dratmeter grossen Grundstück
mehrere Gebäude.

Seit seinem Rücktritt vom
Profisport 2022 hat Federerwei-
ter neue Massstäbe gesetzt und
seinWerbeimperium ausgebaut.
Sein 2003 gegründetes Unter-
nehmen Hippo GmbH wurde

später in die neu strukturier-
te Firma Tenro AG umbenannt.
DerVertrag alsWerbegesicht von
Gillette, der Anfang 2007 abge-
schlossen wurde, war Federers
endgültiger Durchbruch neben
dem Tennisplatz. Beim Rasier-
produktehersteller wurde er
Nachfolger der englischen Fuss-
ballikone David Beckham.

Der jährliche Reingewinn von
Federers Unternehmen ist nicht
öffentlich bekannt. Dennoch
scheint der Standortwechsel
des Hauptsitzes vor allem einen
Vorteil zu bringen: TiefereAbga-
ben. Gemäss «20 Minuten» liegt
die Gewinnsteuer in Wollerau
bei 11,76 Prozent, während sie
in Bottmingen 15,87 Prozent be-
trägt. Bei der Kapitalsteuer wer-
den neu nur 0,01 statt 0,16 Pro-
zent fällig.

Manuel Stocker

Federers Firmenimperium zieht
in Schwyzer Steuerparadies um

4 Was dieWissenschaft sagt
Mit denAuswirkungen von Han-
dys und Smartwatches auf Ju-
gendliche befassen sich – natür-
lich – nicht nurBestsellerautoren
wie Haidt. Weltweit versuchen
Forschende, herauszufinden,wie
sich zu viel Bildschirmzeit auf
Heranwachsende auswirkt.

Verschiedene Studien stellen
dabei einen Zusammenhang zwi-
schen exzessiver Bildschirmzeit
und psychischen Problemen oder
Aufmerksamkeitsstörungen her.
So zeigt eine Studie von 2023
aus Singapur, dass sich Kinder,
die viel Zeit am Bildschirm ver-
bringen, schlechter konzentrie-
ren können.

Allerdings lässt sich bei sol-
chen Erkenntnissen oft nicht ein-
deutig sagen, ob das Smartphone
dieUrsache ist oderob die betrof-
fenen Kinder auch sonst weni-
ger Förderung erfahren. Grosse
Meta-Studien erkennen teilweise
nureinen schwachenZusammen-
hang zwischen der Social-Media-
Nutzung und dem psychischen
Wohlbefinden – oder gar keinen.

Widersprüchliche Erkenntnisse
gibt es auch zumNutzenvonVer-
boten an Schulen:Währendman-
che Studien zeigen, dass sich die
Leistungen schwächerer Schü-
lerinnen und Schülern verbes-
sern können,warnen andere For-
schende vor falschen Erwartun-
gen. Laut einer Studie, die dieses
Jahr in der medizinischen Fach-
zeitschrift «The Lancet» erschie-
nen ist, brauchenKinderdasHan-
dyüberdieWoche gesehen genau
gleich viel, ob an ihrer Schule ein
Verbot gilt oder nicht.

EvelineHipeli bildet an derPä-
dagogischen Hochschule Zürich
Lehrpersonen imBereich derMe-
dienbildung und Informatik aus.
Sie plädiert für eine differenzier-
te Betrachtung. Unbestritten sei,
dass Smartphones die Aufmerk-
samkeit störten, wenn sie sich in
Griffnähe befänden. «Das ist bei
uns Erwachsenen so – und bei
Kindern und Jugendlichen erst
recht. Aufgrund ihres Entwick-
lungsstands ist es für sie schwie-
riger, sich selbst zu regulieren.»
Dennoch spricht fürHipeli einiges

gegen ein generellesVerbot. Es sei
zentral, dass Kinder in der Schu-
le lernen könnten,wie ein gesun-
der Umgang mit digitalen Gerä-
ten aussehe. «Wenn ich sehe,mit
welchen persönlichen Informati-
onen die Kinder teilweise eine KI
füttern oder was alles auf Social
Media gepostet wird, schaudert
es mich.» In gewissen Fällen sei
es hilfreich, Fallbeispiele anhand
von Chats oder Bildern auf dem
eigenen Handy zu diskutieren.

Hipeli befürchtet, dass die
Ausbreitung von Smartphone-
Verboten an Schulen mit einer
Abnahme derPrävention einher-
gehen könnte. «Zu hoffen, dass
sich durch ein Smartphone-Ver-
bot an Schulen sämtliche Prob-
leme im Netz in Luft auflösen,
wäre naiv.»

Auch die Neurowissenschaft-
lerin Barbara Studer findet es
wichtig, Medienkompetenz al-
tersgerecht zu vermitteln. Den-
noch überwiegen für sie die Vor-
teile smartphonefreier Schulen.
Sie sagt: «Die Schule ist ein Ort
des Lernens und der Begegnung
– beides leidet unter dem Smart-
phone.» Liessen sich Kinder in
den Pausenmedial berieseln,wir-
ke sich dies auf ihren Lernerfolg
aus.«Sie erlebenund lernennach-
weislichweniger als jene, die sich
in dieser Zeit bewegen und aktiv
interagieren und entspannen.»

Die vorhandenen Erkenntnis-
se reichten ihr, um Initiativen für
Smartphone-Verzichte zu befür-
worten – auch wenn andere Zu-
sammenhänge wissenschaftlich
noch nicht abschliessend geklärt
seien. «Wir dürfen nicht verges-
sen, dass dies noch ein sehr jun-
ges Forschungsfeld ist, da diese
Geräte erst seit kurzem einwich-
tiger Teil unseres Lebens sind.»

5 Bildschirme im Unterricht
DieVerbotsdiskussion ist engmit
der Frage der digitalen Bildung
verknüpft. So schreibt das Er-
ziehungsdepartement des Kan-
tons Basel-Stadt, gegen ein ge-
nerelles Verbot spreche «derAuf-
trag der Schule, die Schülerinnen
und Schüler zu einem selbstbe-
stimmten, sicheren und verant-
wortungsvollen Umgang mit di-
gitalenRessourcen zu befähigen».

In Basel erhält jedes Kind ab
der 5. Primarklasse ein persön-
liches Leihgerät. Dies ist auch
andernorts so, aber längst nicht
überall. Die digitale Infrastruktur
imKlassenzimmerunterscheidet
sich in der Schweiz teilweise von
Schule zu Schule.

Dass es sinnvoll ist, Kinder für
die digitale Welt fit zu machen,
bestreitet niemand.Dennochver-
folgen die kantonalen Bildungs-
direktionen auch in dieser Frage
unterschiedliche Ansätze.

Sowill dieAargauerBildungs-
direktorin Martina Bircher die
Mindestanzahl an Geräten pro
Klasse in ihrem Kanton bewusst
«tief halten». Man könne nicht
gleichzeitig das private Smart-
phone verbieten und alle Kin-
der mit Leihgeräten ausstatten,
sagt sie. «Klar ist zudem, dass
Social-Media-Apps und Games
auf Schulgeräten gesperrt wer-
den müssen.»

Befeuert wird die Diskussion
durch die Erfahrungen einiger
nordischer Länder. Schweden,
Dänemark und Finnland setzten
früh auf einen sehr digitalen Un-

terricht. Nun buchstabieren sie
– unter anderem aufgrund eines
Rückgangs der Lesekompetenz –
teilweise zurück und setzenwie-
der vermehrt physische Schul-
bücher ein.

Medienpädagogin Eveline Hi-
peli hat selbst finnischeWurzeln
undwar bereits als Gastdozentin
im Land. Ihrer Beurteilung nach
erfolgte die Umstellung in vielen
nordischen Ländern mit zu we-
nig weiterbildenden Massnah-
men für die Lehrpersonen: «Es
reicht eben nicht,wenn die Lehr-
person weiss, wo man ein Gerät
anschaltet. Siemuss es auch sinn-
voll und gewinnbringend imUn-
terricht einsetzen können.»

Hipeli empfiehlt, digitale Ge-
räte dann wohldosiert zu nut-
zen, wenn sie gegenüber dem
Schulbuch einen erkennbaren
Mehrwert bringen. Dies entspre-
che auch den Empfehlungen der
Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD).

Unbestritten ist laut Hipeli,
dass es auch Fälle gibt, in de-
nen analoges Lernen überlegen
ist. «Was Kinder handschriftlich
notieren, bleibt oft besser im
Gedächtnis haften.»

6 Was denken Kinder
und Jugendliche?
Während Schaffhauser Gymna-
siasten und Gymnasiastinnen
im Frühjahr gegen ein geplantes
Smartphone-Verbot protestiert
haben, sind an anderen Schulen
auch positiveWortmeldungen zu
hören. «Ich brauche das Handy
schon sonst viel – da ist es gut,
wenn ich es in der Schule nicht
auch noch benutzen darf», sag-
te ein Schüler einer Nidwaldner
Schule kürzlich ins SRF-Mikro-
fon. Ein Mädchen pflichtete ihm
bei: Plötzlich frageman einander
wiederhäufiger: «Wie gehts dir?»

In der Schweizer Bevölkerung
ist der Rückhalt für ein Handy-
verbot an Schulen gemäss meh-
reren Befragungen gross, selbst
in jüngeren Altersgruppen. Der
NidwaldnerBildungsdirektorRes
Schmid sagt dazu: «Persönlich
habe ich überwältigend positive
Rückmeldungen auf das Handy-
verbot bekommen.»

Von den Kindern habe er, na-
turgemäss, weniger gehört als
aus derEltern- und Lehrerschaft.
«Ich kann mir schon vorstel-
len, dass das Smartphone-Ver-
bot auch dem einen oder ande-
ren stinkt.» Das nehme er jedoch
in Kauf. Erwolle den Kindern ein
«normalesAufwachsen» ermögli-
chen – ohne ständigeAblenkung.

Sind Verbote an Schulen sinnvoll
oder realitätsfern? Hören Sie
dazu auch unsere Podcastfolge
zum Thema.

Schulen durchsetzt
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Serie: Der Kampf
um unsere Aufmerksamkeit

Aufmerksamkeit ist ein knappes
Gut – und ein umkämpftes.
Sie entscheidet darüber, was
wir konsumieren, wie wir leben,
wen wir wählen. Was bedeutet es,
wenn sich die Welt gefühlt immer
schneller dreht? Welche Rolle
spielen das Smartphone und die
sozialen Medien? In einer vier-
teiligen Serie gehen wir diesen
Fragen auf den Grund. (red)


